
 
 

 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 8 gemäß 
§ 203 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
 
Der Vorstand hat den nachfolgenden Bericht zu Tagesordnungspunkt 8 über die 
Ermächtigung des Vorstands mit Zustimmung des Aufsichtsrats bei der Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2011 in bestimmten Fällen das Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen, erstattet. Der Bericht kann im Internet unter www.united-internet.de im 
Bereich Investor Relations/Hauptversammlung eingesehen werden und wird auf Verlangen 
jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos übersandt. Der Bericht wird auch in der 
Hauptversammlung zur Einsichtnahme ausliegen. Er hat folgenden Inhalt: 
 
Zu Punkt 8 der Tagesordnung 
 
Das bestehende Genehmigte Kapital 2006 übersteigt nach den erfolgten 
Kapitalherabsetzungen die gesetzliche Höchstgrenze von 50 % und läuft kurz nach der 
diesjährigen Hauptversammlung aus. Es sah unter anderem eine Ausgabe gegen Bar- und 
Sacheinlagen sowie den Bezugsrechtsausschluss bei Spitzenbeträgen, bei 
Sachkapitalerhöhungen, bei der Ausgabe neuer Aktien zu einem Kurs, der nicht wesentlich 
unterhalb des Börsenpreises und auf zehn vom Hundert des Grundkapitals im Zeitpunkt der 
Ausgabe bezogen war, sowie bei der Bedienung von Umtauschrechten für die Inhaber von 
Optionsscheinen, Options- und Wandelanleihen vor. Das derzeit bestehende Genehmigte 
Kapital 2006 (§ 5 (4) der Satzung) soll daher aufgehoben und durch ein neues 
Genehmigtes Kapital 2011 im Gesamtvolumen von EUR 112.500.000,00 ersetzt werden, 
das zur Ausgabe neuer Aktien gegen Bareinlagen und/oder Sacheinlagen ausgenutzt 
werden kann; dabei soll wie bisher die Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss 
vorgesehen werden. Das bestehende Genehmigte Kapital 2006 soll nur und erst dann 
aufgehoben werden, wenn sichergestellt ist, dass das neue Genehmigte Kapital 2011 zur 
Verfügung steht.  
 
Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2011 wollen wir unseren Aktionären 
grundsätzlich ein Bezugsrecht einräumen. Zur vereinfachten Abwicklung einer 
Bezugsrechtsemission kann das Bezugsrecht auch – wie im Gesetz in § 186 Abs. 5 AktG 
vorgesehen – mittelbar dadurch eingeräumt werden, dass die neuen Aktien von einem 
Kreditinstitut mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten.  
 
Wir möchten allerdings zur Beibehaltung unserer Finanzierungsflexibilität die Möglichkeit 
haben, das Bezugsrecht in bestimmten Fällen ausschließen zu können.  
 
Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, dass im 
Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugsverhältnis 
dargestellt werden kann. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge 
würden insbesondere bei der Kapitalerhöhung um runde Beträge die technische 
Durchführung der Kapitalerhöhung und die Ausübung des Bezugsrechts erheblich 
erschwert. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen 
Aktien werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich 
für die Gesellschaft verwertet. 
 
Die Möglichkeit zum sog. vereinfachten Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG dient dem Interesse der Gesellschaft an der Erzielung eines bestmöglichen 
Ausgabekurses bei der Ausgabe der neuen Aktien. Die in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 



 
 

 

vorgesehene Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses versetzt den Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats in die Lage, sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung 
bietende Möglichkeiten schnell und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen. Dadurch wird 
eine bestmögliche Stärkung der Eigenmittel im Interesse der Gesellschaft und aller 
Aktionäre erreicht. Durch den Verzicht auf die zeit- und kostenaufwändige Abwicklung des 
Bezugsrechts können der Eigenkapitalbedarf aus sich kurzfristig bietenden Marktchancen 
sehr zeitnah gedeckt sowie zusätzlich neue Aktionärsgruppen im In- und Ausland 
gewonnen werden. Diese Möglichkeit zur Kapitalerhöhung unter optimalen Bedingungen 
und ohne nennenswerten Bezugsrechtsabschlag ist für die Gesellschaft insbesondere 
deshalb von Bedeutung, weil sie Marktchancen in ihren sich schnell ändernden sowie in 
neuen Märkten schnell und flexibel nutzen und einen dadurch entstehenden Kapitalbedarf 
gegebenenfalls auch sehr kurzfristig decken können muss.  
 
Die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass 
die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei Ausgabe in der Nähe des Börsenpreises 
gegen Bareinlage auf zehn vom Hundert des Grundkapitals der Gesellschaft zum Zeitpunkt 
der Ausgabe der neuen Aktien beschränkt ist. Durch das Erfordernis eines 
Ausgabebetrages, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet, wird sichergestellt, 
dass die Aktionäre vermögensmäßig allenfalls unwesentlich verwässert werden. Dem steht 
der Vorteil für die Gesellschaft und die Aktionäre gegenüber, durch die Erweiterung des 
Aktionärskreises das Interesse an der Aktie zu steigern. Da die neuen Aktien nahe am 
Börsenkurs platziert werden sollen, kann jeder Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner 
Beteiligungsquote Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen am Markt erwerben.  

 
Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber der von der 
Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit 
Options- oder Wandlungsrechten bzw. – pflichten dient dem Zweck, im Falle einer 
Ausnutzung dieser Ermächtigung den Options- bzw. Wandlungspreis nicht entsprechend 
den sog. Verwässerungsschutzklauseln der Options- bzw. Wandlungsbedingungen 
ermäßigen zu müssen. Vielmehr soll auch den Inhabern der Schuldverschreibung mit 
Options- oder Wandlungsrechten bzw. – pflichten ein Bezugsrecht in dem Umfang 
eingeräumt werden können, wie er ihnen nach Ausübung des Options- oder 
Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht zustehen 
würde. Mit der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss in einem solchen Fall erhält der 
Vorstand die Möglichkeit, bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2011 unter 
sorgfältiger Abwägung der Interessen zwischen beiden Alternativen zu wählen.  
 
Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhung gegen 
Sacheinlagen dient dem Zweck, den Erwerb von Unternehmen, von Unternehmensteilen 
oder von Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen gegen 
Gewährung von Aktien zu ermöglichen. Führt der Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Unternehmensbeteiligungen oder der Erwerb sonstiger 
Vermögensgegenstände im Wege der Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen bei dem 
Verkäufer zu Steuerersparnissen oder ist der Verkäufer aus sonstigen Gründen eher an dem 
Erwerb von Aktien an der Gesellschaft als an einer Geldzahlung interessiert, verbessert die 
Möglichkeit, Aktien als Gegenleistung anbieten zu können, die Verhandlungsposition der 
Gesellschaft. Im Einzelfall kann es auch aufgrund einer besonderen Interessenlage der 
Gesellschaft geboten sein, dem Verkäufer neue Aktien als Gegenleistung für eine 
Unternehmensbeteiligung anzubieten. Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung kann die 
Gesellschaft bei sich bietenden Gelegenheiten schnell und flexibel reagieren, um in 
geeigneten Einzelfällen Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen an 
Unternehmen oder aber sonstige Vermögensgegenstände gegen Ausgabe neuer Aktien zu 
erwerben. Die vorgeschlagene Ermächtigung ermöglicht dadurch im Einzelfall eine 



 
 

 

optimale Finanzierung des Erwerbs gegen Ausgabe neuer Aktien mit der damit 
verbundenen Stärkung der Eigenkapitalbasis der Gesellschaft.  
 
Die Verwaltung wird die Möglichkeit der Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen unter 
Ausschluss des Bezugsrechts aus dem Genehmigten Kapital 2011 in jedem Fall nur dann 
nutzen, wenn der Wert der neuen Aktien und der Wert der Gegenleistung, d.h. der Wert 
des zu erwerbenden Unternehmens, Unternehmensteils oder der zu erwerbenden 
Beteiligung oder des sonstigen Vermögensgegenstandes, in einem angemessenen 
Verhältnis zueinander stehen. Dabei soll der Ausgabepreis der zu begebenden neuen 
Aktien grundsätzlich am Börsenkurs ausgerichtet werden. Ein wirtschaftlicher Nachteil für 
die vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre wird in einem solchen Fall vermieden. Bei 
Abwägung aller dieser Umstände scheint der Bezugsrechtsausschluss grundsätzlich 
geeignet, erforderlich, angemessen und im Interesse der Gesellschaft geboten, um einen 
solchen vorteilhaften Erwerb durchführen zu können.  
 
Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur 
Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch macht. Er wird 
es nur dann tun, wenn es nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im 
Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt.  
 
Im Falle der konkreten Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermächtigung wird der Vorstand 
der Hauptversammlung darüber berichten. 
 
 
 
Montabaur, im April 2011 
 
Der Vorstand der United Internet AG 
 
 
 
 
 
Ralph Dommermuth     Norbert Lang 


